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Mündlicher Beridit 

des Ausschusses für Wirtschaftspolitik 
(13. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP und DP 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Ergänzung des Gesetzes für Sicherungsmaßnahmen 
auf einzelnen Gebieten der gewerblichen Wirtschaft 
(Ergänzungsgesetz) 
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Berichterstatter; 

Abgeordneter Naegel 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes für Siche- 
rungsmaßnahmen auf einzelnen Gebieten der gewerblichen Wirtschaft 
(Ergänzungsgesetz) in der aus der anliegenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 20. April 1951 


Der Ausschuß für Wirtsdhaftspolitik 

Dr. Schröder (DüsseldorO Naegel 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Budidmckerel Gebr. Sdieur, Bonn 
Aliein-Vertrieb: Dr, Hans Heger, Andernadi, Breite Straße 3ß, 
und Wiesbaden, Nletzschestraße 1 



Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Gesetzes für 
Sicfierungfmaßnshnicn auf einzelnen 
Gebieten der gewerblichen Wirtschaft 
( Er gänzun gsgesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz für Sicherungsmaßnahmen auf 
einzelnen Gebieten der gewerblichen Wirt- 
schaft vom 9. März 1951 (BGBl. I S. 163) 
wird wie folgt geändert: 

1. Hinter § 1 Absatz 1 Nr. 2 wird 
folgende Vorschrift als Nr, 2a 
eingefügt: 

„2a. über die Erzeugung, die 
Verarbeitung und die Lie- 
ferung von Waren der ge- 
werblichen Wirtschaft so- 
wie über die Kennzeich- 
nung von Lieferaufträgen, 
soweit es erforderlich ist, 
um s i c h e r z u s t e 1 1 e n , daß 


a) Waren der gewerblichen 
Wirtschaft, die zur Her- 
stellung von Ausfuhr- 
waren im Rahmen be- 
stehender Ausfuhrver- 
träge benötigt werden, 
mit Vorrang vor ande- 
ren Waren geliefert 
werden, 

b) die zur Durchführung 
von Ausfuhrverträgen 
benötigten Waren der 
gewerblichen Wirtschaft 
mit Vorrang vor ande- 
ren Waren hergestellt 
und geliefert werden, 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes für 
Sicherungsmaßnahmen auf einzelnen 
Gebieten der gewerblichen Wirtsciiaft 
(Änderungs gesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz für Sicherungsmaßnahmen auf 
einzelnen Gebieten der gewerblichen Wirt- 
schaft vom 9. März 1951 (BGBl. I S. 163) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 1 Nr. 2 enthält folgende Fas- 

sung: 

„2. über die Herstellung, die Verwen- 
dung und die Vorratshaltung von 
Waren der gewerblichen Wirtschaft, 
die Lieferung dieser Waren an Be- 
triebe und ihren Bezug durch Be- 
triebe, über die Kennzeichnung von 
Lieferaufträgen und über die An- 
bietungspflicht für Schrott durch 
Schrottentfallstellen und Schrott- 
händler, soweit es erforderlich ist, 

a) um sicherzustellen, daß die Waren, 
die zur Durchführung einer im 
Interesse der Gesamtwirtschaft 
dringlichen Ausfuhr notwendig 
sind, mit Vorrang vor anderen 
Waren hergestellt, geliefert und 
für die Ausfuhr bereitgestellt 
werden, oder 

b) um die zur Versorgung der deut- 
schen Wirtsdiaft notwendige Ein- 
fuhr von volkswirtschaftlich wich- 
tigen Mangelwaren, insbesondere 
Mangelrohstoffen, sicherzustellen, 
oder 
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Beschlüsse des 13. Ausschusses 


c) diejenigenWarenderge- 
werblichen Wirtschaft, 
die für eine iin Inter- 
esse der Gesamtwirt- 
schaft vordringlichen 
Ausfuhrnotwendigsind, 
mit Vorrang vor ande- 
ren Waren hergestellt 
und für die Ausfuhr be- 
reitgestellt werden,“ 


2. § 1 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Wenn die in Absatz 1 Nummern 
1, 2 oder 2 a genannten Voraussetzungen 
entfallen, sind die auf Grund dieser Be- 
stimmungen erlassenen Vorschriften auf- 
zuheben.“ 

3. Hinter § 7 Absatz 1 Nr. 2 wird fol- 
gende Vorschrift als Nr. 2 a 
eingefügt: 

„2a. den zur Sicherstellung der 
Ausfuhr erlassenen Vor- 
schriften, die auf § 1 Ab- 
satz 1 Nr. 2a beruhen, oder“ 


4. Hinter § 7 wird folgende Vorschrift als 
§ 7 a eingefügt: 

„§ 7 a 

(1) Wer sich eine bevorzugte Beliefe- 
rung mit Waren der gewerblichen Wirt- 


c) um Störungen der zur Deckung 
des volkswirtsdiaftlich wichtigen 
oder lebensnotwendigen Bedarfs 
auf einzelnen Gebieten der ge- 
werblichen Wirtschaft erforder- 
lichen Erzeugung zu verhindern, 
oder zu beheben, insbesondere 
auch im Lande Berlin.“ 


1 a. ln § 1 Absatz 2 wird folgende Vorschrift 
als Satz 2 eingefügt: 

„Vorschriften über die Lieferung und 
den Bezug nach Absatz 1 Nr. 2 Buch- 
stabe c dürfen nur für solche Waren 
erlassen werden, die als Zulieferungen 
für die zur Deckung des volkswirt- 
schaftlich wichtigen oder lebensnot- 
wendigen Bedarfs auf einzelnen Ge- 
bieten der gewerblichen Wirtschaft er- 
forderliche Erzeugung notwendig sind.“ 

Ib. In § 1 wird folgende Vorschrift als neuer 
Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Durchführungsverordnungen, zu 
deren Erlaß der Bundesminister für 
Wirtschaft durch die auf Grund von 
Absatz 1 erlassenen Rechtsverordnun- 
gen ermächtigt wird, bedürfen nicht 
der Zustimmung des Bundesrates.“ 

Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

2. entfällt 


3. § 7 Absatz 1 Nr. 2 erhält folgende 
Fassung: 

„2. den zur Sicherstellung der Aus- 
fuhr und der Einfuhr sowie zur Ver- 
hinderung oder Behebung von Stö- 
rungen in der Deckung des Bedarfs auf 
einzelnen Gebieten der gewerblichen 
Wirtschaft erlassenen Vorschriften, die 
auf § 1 Absatz 1 Nr, 2 beruhen, oder“ 

4. entfällt 



Entwurf 

Schaft dadurch verschafft, daß er durch 
unrichtige oder unvollständige Angaben 
einen Irrtum über das Bestehen eines 
Liefervorrangs auf Grund der gemäß § 1 
Absatz 1 erlassenen Rechtsvorschriften 
für diese Waren erregt oder unterhält, 
wird mit Gefängnis und Geldstrafe bis 
zu 100 000. — Deutsche Mark oder einer 
dieser Strafen bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) § 7 Absätze 2 bis 5 ist anzu- 
wenden.“ 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft und mit 
Ablauf des 30. Juni 1952 außer 
Kraft. 
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4 a. Hinter § 8 wird folgende Vorschrift als 
§ 8 a eingefügt: 

„§ 8 a 

(1) Dieses Gesetz und die auf Grund 
von §§ 1 und 2 erlassenen und noch zu 
erlassenden Rechtsverordnungen und 
das Gesetz über die Errichtung einer 
Bundesstelle für den Warenverkehr 
der gewerblichen Wirtschaft vom 
29. März 1951 (RGBl. I S. 216) gelten 
auch für das Land Berlin, sobald es 
gemäß Artikel 87 Absatz 2 seiner Ver- 
fassung die Anwendung dieser Gesetze 
beschlossen hat. 

(2) Wenn die Voraussetzungen von 
Absatz 1 erfüllt sind, können Ver- 
fügungen auch gegenüber Unternehmen 
mit Sitz in Berlin von dem Bundes- 
minister für Wirtschaft oder der 
Bundesstelle für den Warenverkehr 
der gewerblichen Wirtschaft erlassen 
werden, soweit sie auf Grund der in 
Absatz 1 genannten Rechtsvorschriften 
zum Erlaß von Verfügungen zuständig 
sind.“ 

Artikel 1-a 

Der Bundeswirtschaftsminister wird er- 
mächtigt, das Gesetz für Sicherungs- 
maßnahmen auf einzelnen Gebieten der 
gewerblichen Wirtschaft in der jetzt 
geltenden Fassung mit neuem Datum 
bekannt zu machen und dabei die Para- 
graphenfolge zu ändern. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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